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Eine demokratische Gesellschaft braucht Menschen, die Demokra-

tie nicht nur als Staatsform verstanden haben, sondern als Lebens-

form in einer Gemeinschaft erfahren konnten. Aber was erleben

Schülervertreterinnen und -vertreter, wenn sie sich für die Teilhabe in

ihrer jeweiligen Schule einsetzen? Ist Demokratie als Lebensform in

der Institution Schule überhaupt erfahrbar? Das vorliegende Projekt

hat die schulische Lebenspraxis von Schülervertreterinnen und Schü-

lervertretern in der gymnasialen Oberstufe in den Blick genommen.

Ihre Erfahrungen werden in ihren Argumentationsmustern und denen

der SV-Lehrkräfte der Schulen sichtbar und verweisen auf die Be-

deutung der pädagogischen Gestaltung des Zusammenlebens in den

einzelnen Schulen. In der kontrastierenden Gegenüberstellung zweier

Schulen, an denen unterschiedliche Strukturen der Ermöglichung

und Wertschätzung von Teilhabe objektiv-hermeneutisch rekonstru-

iert wurden, kann die Relevanz der Intensität der Partizipation, der

gelebten Formen von Anerkennung, Adressierung und Readressierung

und der Einfluss der Schulkultur verdeutlicht werden. So wird der Blick

geöffnet für die Entwicklungsbedarfe an Schulen, um ihrer Aufgabe

gerecht zu werden, Menschen für eine mündige Demokratie auszu-

bilden. In einer Zeit, in der demokratische Grundstrukturen angreifbar

erscheinen weil sie angegriffen werden, ist es umso bedeutsamer,

diese Erfahrungen in der Schule zu ermöglichen.

Die Autorin

Wiebke Fiedler-Ebke, Jahrgang 1976, Dipl.

Päd., ist Mitarbeiterin der Wissenschaftlichen

Einrichtung Oberstufen-Kolleg an der Universi-

tät Bielefeld. Sie forscht in enger Zusammen-

arbeit mit den Lehrkräften der Versuchsschule

zu Themen der Unterrichts- und Schulentwicklung. Seit 2016 hat sie

sich im Projekt BiProfessional im Rahmen der Qualitätsoffensive Leh-

rerbildung mit der fallbezogenen Reflexion von Erfahrungen Studie-

render, von Lehrkräften befasst und hat hierzu Seminar- und Fortbil-

dungsformate mitentwickelt und erforscht.
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Kurzzusammenfassung

Eine demokratische Gesellschaft muss, nicht nur angesichts der in Deutschland seit vielen 
Jahren zu beobachtenden demokratiebezogenen Auflösungserscheinungen (vgl. Zick & Küp-
per 2016), Sorge dafür tragen, dass die nachwachsenden Generationen mit den Kompe-
tenzen ausgestattet werden, die eine demokratische Staats-, Gesellschafts- und Lebensform 
braucht (vgl. Weyers 2015, S. 21; Edelstein 2010, S. 65). Die Schule hat aus demokratiepä-
dagogischer Perspektive den Auftrag, echte Erfahrungen von Teilhabe zu ermöglichen (vgl. 
Fauser 2007, S. 33). Doch ihre Aufgabe, Unmündige zu mündigen Bürgern zu erziehen, 
steht einem Verständnis von Demokratie entgegen, das auf Gleichwertigkeit und Gleich-
berechtigung fußt (vgl. Weyers 2015, S. 23) und da auch durch die Pflicht, die Schule zu 
besuchen und die Abhängigkeit der eigenen Zukunft von den Bewertungen der Lehrkräfte, 
ein heteronomes Verhältnis entsteht, wird die Ermöglichung von Autonomie zu einer struk-
turellen Herausforderung für jede einzelne Schule.
In der vorliegenden Arbeit wurden die Erfahrungen mit Schüler*innenpartizipation an zwei 
gymnasialen Oberstufen untersucht. Unter Einbezug mehrerer theoretischer Anknüpfungen 
konnte die große Spannweite dieser Erfahrungen und deren möglichen Folgen für die erfolg-
reiche Umsetzung des Auftrags, Demokratie als Gesellschafts- und Lebensform erfahrbar zu 
machen, sichtbar gemacht werden. Die starke normative Besetzung des Themas erforderte 
ein fallfokussierendes, rekonstruktives Vorgehen, das auf eine Sinnebene abzielt, welche die 
jeweilige Praxis, auch jenseits pädagogischer Programmatik, sichtbar machen kann. Nach ob-
jektiv-hermeneutischen Prinzipien (vgl. Oevermann 2001) wurden Sequenzen aus Interviews 
mit Schülersprecher*innen und Vertrauenslehrkräften rekonstruiert. Die hier vorgefundenen 
Argumentationen zeigen ein jeweils spezifisches Bild, das sich zwischen den Schulen stark un-
terscheidet und innerhalb der Schule, auch über die Statusgruppen hinweg, auf je spezifische 
Argumentationsmuster hinweist, „[…] deren strukturelle Verankertheit oder wiederholte Re-
produktion in der sozialen Praxis dann nur noch schwer als ‚rein zufällig‘ plausibilisierbar ist“ 
(Heinrich 2015, S. 783). Die Analyse dieser Muster fokussiert die Schule als Fall und in der 
Rekontextualisierung zwischen den Interviews zeigt sich die Praxis der Partizipation an den 
jeweiligen Schulen über die individuelle Perspektive der einzelnen Person hinaus.
Die analysierten Argumentationsmuster wurden mit Theorien und Studien über Partizipati-
on von Schülerinnen und Schülern in Schulen verknüpft:
 – Das demokratiepädagogische Modell einer Hierarchisierung der Intensität von Partizipa-

tion (Oser & Biedermann 2006).
 – Die Schulen als Mikrogemeinschaft (Flanagan & Stout 2012). 
 – Die pädagogischen Perspektive auf Anerkennung im Sinne von Prozessen von ‚Anerken-

nung als‘ (Balzer 2014) und die dadurch veränderte Perspektive auf die Professionalisie-
rung von Lehrkräften (Ricken 2015). 

 – Die Sinnmuster der Partizipation die im Rahmen der Forschung zur Schulkultur heraus-
gearbeitet wurden (Helsper et al. 2006). 

Nach der abschließenden Gegenüberstellung der Schulen unter Bezugnahme auf die genann-
ten Theorien und Studien, werden Bedarfe für Entwicklung und Unterstützung der Schu-
len, die Professionalisierung der Lehrkräfte und für weitere Forschung aufgezeigt, die für 
die Erfüllung des Auftrags einer erfahrungsbasierten Demokratievermittlung in der Schule 
notwendig erscheinen. 



Abstract

Not only in light of signs of dissolution of democracy that have been observed in Germany 
for many years (cf. Zick and Küpper 2016), a democratic society must ensure that the next 
generations are equipped with the competences that a democratic form of state, society and 
life needs (cf. Weyers 2015, p. 21; Edelstein 2010, p. 65). From the perspective of democracy 
education (‘Demokratiepädagogik’), school has the mission of enabling real experiences of 
participation (cf. Fauser 2007, p. 33). But their task of educating minors to become mature 
citizens stands in the way of an meaning of democracy based on equality and equal rights (cf. 
Weyers 2015, p. 23), and there too the obligation to attend school and the dependence of 
one‘s own future on the evaluations of teachers creates a heteronomous relationship, enabling 
autonomy becomes a structural challenge for each individual school.
This paper examines the experiences with student participation in two upper secondary 
schools. Including several theoretical connections, it was possible to make visible the wide 
range of these experiences and their possible consequences for the successful implementa-
tion of the mandate to make democracy a form of society and life that can be experienced. 
The strong normative occupation of the topic required a case-focusing, reconstructive ap-
proach that aims at a level of sence that can make the respective practice visible, even beyond 
pedagogical programmatics. According to objective-hermeneutic principles (cf. Oevermann 
2001), sequences from interviews with student representatives (‘Schülervertreter*innen’) and 
trust teachers (‘Vertrauenslehrkräfte’) were reconstructed. The arguments found here show 
a specific picture that differs strongly between schools and within schools it points, even 
across status groups, to specific ‘patterns of argumentation’ (‘Argumentationsmuster’) whose 
structural anchoring or repeated reproduction in social practice is then difficult to plausibilise 
as ‘purely coincidental’ (cf. Heinrich 2015, p. 783). The analysis of these patterns focuses 
on the school as a case and in the recontextualization between the interviews the practice of 
participation in the respective schools shows itself beyond the individual perspective of the 
individual person.
The analysed patterns were linked with theories and studies on the participation of pupils in 
schools:
 – The model of a hierarchization of the intensity of participation (Oser and Biedermann 

2006).
 – Schools as a micro-community (Flanagan and Stout 2012). 
 – The pedagogical perspective on recognition in the sense of processes of ‚recognition as‘ 

(Balzer 2014) and the changed perspective on the professionalisation of teachers (Ricken 
2015). 

 – The sense patterns of participation that have been developed in the context of research on 
school culture (Helsper et al. 2006). 

After the concluding comparison of the schools with reference to the mentioned theories and 
studies, needs for the development and support of the schools, the professionalization of the 
teaching staff and for further research are pointed out, which appear necessary for the fulfil-
ment of the mission of an experience-based democracy mediation in the school. 
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Vorwort

In jeder Gesellschaft wird ‚die Schule‘ als Instrument eingesetzt, um die gültigen Herrschafts-
verhältnisse durch Erziehung nachwachsender Generationen zu stützen. Das war leider im 
nationalsozialistischen Deutschland schon so, in der sozialistischen DDR auch und in der 
heutigen demokratischen Bundesrepublik ebenso. Denn die Aufgabe der Schule, demokra-
tietragende Einstellungen und Kompetenzen an Schülerinnen und Schüler zu vermitteln ist 
eine komplexe – kommt es doch nicht nur auf Loyalität gegenüber den Regierenden und 
Akzeptanz der politischen Strukturen und Verfahren an. Da eine Demokratie auch versuchen 
sollte, fehlerfreundliche, öffentliche Lernprozesse einer Gesellschaft zu organisieren, muss 
Schule eben auch Kompetenzen für Urteil und Teilhabe vermitteln. Wie die Deutsche Ge-
sellschaft für Demokratiepädagogik in ihrem Magdeburger Manifest (DeGeDe o.J.) verdeut-
licht, beruht der demokratische Weg politisch und pädagogisch „auf dem entschiedenen und 
gemeinsam geteilten Willen, alle Betroffenen einzubeziehen (Inklusion und Partizipation), 
eine abwägende, gerechtigkeitsorientierte Entscheidungspraxis zu ermöglichen (Deliberati-
on), Mittel zweckdienlich und sparsam einzusetzen (Effizienz), Öffentlichkeit herzustellen 
(Transparenz) und eine kritische Prüfung und Revision von Handeln und Institutionen mit 
Maßstäben von Recht und Moral zu sichern (Legitimität).“1 

Wie kann man erwarten, dass Bürgerinnen und Bürger sich wirklich an Prozessen der Wil-
lensbildung beteiligen und an sachlichen Auseinandersetzungen teilhaben, wenn sie dies 
nicht irgendwo gelernt haben? Angesichts gesellschaftlicher Krisensymptome wie ein wach-
sender Rechtsextremismus, ein rücksichtsloser, ausufernder, teils nationalistischer Populis-
mus, gewaltsame Ausdrücke von Antisemitismus und anderen Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit, muss der Schule erst recht die Aufgabe zugewiesen werden, Kinder 
und Jugendliche unter allen Umständen dabei zu unterstützen, belastbare demokratische 
Einstellungen und Verhaltensgewohnheiten herauszubilden. Wenn sie es hier nicht lernen, 
lernen sie es vielleicht nirgends. Umso mehr verfängt die Argumentation von Demokratie-
pädagoginnen und -pädagogen, das eine Demokratisierung nachwachsender Generationen 
insbesondere dann gelingen kann, wenn Kinder und Jugendliche auch in ihren Schulen in 
demokratischen Verhältnissen aufwachsen und respektvollen Umgang als selbstverständlich 
erfahren, Demokratie also auch als Gesellschafts- und Lebensform erleben. 
Die Präambeln von Schulgesetzen und Bildungsplänen, aber auch die rechtlichen Rege-
lungen zu den Aufgaben und Möglichkeiten der Schülervertretung zeugen davon, dass den 
Schülerinnen und Schülern von der Bildungsadministration Teilhabechancen in ihrer Schule 
gesichert werden sollen, gleichwohl diese – zumal in der gymnasialen Oberstufe – durch 
Stundentafeln, Belegverpflichtungen und die Orientierung an zentralen Abschlussprüfun-
gen auch jene ‚Sachzwänge‘ erzeugt, mit denen schulische Akteure einen weitgehenden Ver-
zicht auf demokratische Lerngelegenheiten begründen können. Inwieweit Schülerinnen und 
Schüler tatsächlich Demokratie durch Zugehörigkeit, Mitwirkung, Anerkennung und Ver-
antwortung erfahren können, bleibt daher zu weiten Teilen den spezifischen Regelungen und 
Angeboten, der Kultur in ihrer Schule überlassen.
Wiebke Fiedler-Ebke widmet sich dankenswerterweise dem oftmals spannungsreichen Ver-
hältnis von Schulkultur und formalen Strukturen der Schüler*innenvertretung. Der von ihr 

1	 URL: https://www.degede.de/wp-content/uploads/2018/08/magdeburger-manifest-neu.pdf [Stand: 10.12.2019]
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gewählte rekonstruktive und vergleichende Zugang zur konkreten Wahrnehmung der SV-Ar-
beit durch Vertreterinnen und Vertreter der Schülerschaft und SV-Lehrende zeigt wie unter ei-
nem Brennglas, wie sehr die Erfahrungsqualität in Gremien der Schüler*innenmitbestimmung 
von den unterstützenden Verhältnissen seitens der Pädagoginnen und Pädagogen abhängen, 
wie sehr nur wenige Personen in zentraler Rolle die Beteiligungskultur in einer Schule prägen 
können. Insbesondere der Fall ‚Jan‘ in Schule A hat mich über die Lektüre dieser Arbeit hin-
aus beschäftigt, lässt er doch erahnen, was Pädagoginnen und Pädagogen anrichten können, 
wenn sie den legitimen und gut begründeten Standpunkten eines Schülers schlichtweg die 
Anerkennung verweigern. Jans Standhaftigkeit in der Sache und seine Resilienz gegenüber 
der schulischen Zurückweisung seiner Interessen beeindruckt. Mich hätte es nicht gewun-
dert, wenn er sein Engagement frustriert eingestellt und der so oft und so viel beklagte Po-
litikverdrossenheit anheimgefallen wäre. Tatsächlich legt er aber jene robuste demokratische 
Grundüberzeugung an den Tag, der es auch für eine demokratische Transformation gesell-
schaftlicher Verhältnisse bedarf. Hier hat es die Schule zum Glück nicht geschafft, erfolgreich 
gegen ihr eigenes (offizielles) Ziel zu erziehen. 
Ich rechne es Wiebke Fiedler-Ebke als großen Verdienst an, mit ihrer vorliegenden Disserta-
tion bei der Betrachtung dieses wichtigen Themas nicht nur der Wissenschaftlichkeit ihrer 
Analysen genüge zu leisten, sondern mit der anschaulichen Darstellung ihrer Befunde ganz 
unmittelbar zum Nachdenken darüber anregt, welche Effekte die Anerkennungsverhältnisse 
auf schulische Mitbestimmung und welche (ungewollten) Nebeneffekte sie individuell im 
politischen Sozialisationsprozess haben können. Die Rekonstruktion der Argumentations-
muster erleichtert es den Leserinnen und Lesern dabei, die unterschiedliche Perspektiven von 
Schülerinnen und Schülern sowie Pädagoginnen und Pädagogen auf die gleichen strukturel-
len Probleme der schulischen Mitbestimmung zu erkennen und die Handlungslogiken zu 
verstehen, innerhalb derer sowohl SV-Mitglieder als auch Schulleitungen oder SV-Lehrende 
agieren. Die Hoffnung bleibt, dass eine mit dieser Arbeit angeleitete Reflexion dieser Hand-
lungslogiken und Argumentationsmuster zu einer deutlicheren demokratiepädagogischen 
Akzentuierung der Verhältnisse in Schulen führt. 

Stefan Hahn
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1  Die Ausgangslage, das Problem und die 
forschungsmethodische Perspektive darauf

Die vorliegende Arbeit fokussiert die Erfahrungen, die Schülerinnen und Schüler mit Partizi-
pation in Schulen machen, in diesem Fall in der gymnasialen Oberstufe. Dabei geht es ganz 
konkret um die institutionalisierte Rolle der Schülersprecherin oder des Schülersprechers. 
In der Herangehensweise wie auch in der Perspektive wird hierbei ein induktives Vorgehen 
realisiert.
Partizipation an Schulen stellt einen seit den 1990er Jahren in seiner Bedeutung für den 
Bildungsauftrag von Schule in der Demokratie relevanter werdenden Bereich der Pädago-
gik dar (vgl. Kapitel 2.2.1.1). Ministerielle Regelungen, die in den Schulgesetzen aller Bun-
desländer verankert sind (vgl. Eikel und Diemer 2006, S. 2), sollen den Schülerinnen und 
Schülern jeder Altersklasse und aller Schulformen unter anderem einen festgelegten Anteil 
am wichtigsten, entscheidungsgebenden Gremium der Schulen sichern. Diese demokratische 
Vertretungskultur soll eine Grundlage für demokratische und demokratiebildende Prozes-
se schaffen, in denen Schülerinnen und Schüler sich erproben können und demokratische 
Grundprinzipen erlernen und einüben sollen (vgl. Kapitel 2.2.2). Zudem soll damit ein Bil-
dungsauftrag im Sinne einer Vermittlung demokratierelevanter Kompetenzen erfüllt werden, 
der beispielsweise im „SV-Erlass“ des Kultusministeriums des Landes Nordreinwestfalen aus-
formuliert ist:

„1.2 
Der Wirkungsbereich der SV ergibt sich aus dem Auftrag der Schule. Zu diesem gehört neben der 
Vermittlung von Fachwissen auch, Schülerinnen und Schüler zu selbstständigem kritischen Urteil, 
zu eigenverantwortlichem Handeln und zur Wahrnehmung von Rechten und Pflichten im politi-
schen und gesellschaftlichen Leben zu befähigen. Seine Verwirklichung erfordert bei Anerkennung 
unterschiedlicher Interessen partnerschaftliches Zusammenwirken sowie die Bereitschaft, durch 
offene und faire Diskussion und sachliche Argumentation in Konfliktfällen nach gemeinsamen Lö-
sungsmöglichkeiten zu suchen“ (Kultusministerium NRW 1979, S. 1).

In Zeiten zunehmender Spaltung der Gesellschaft und lautstarker Positionierung einer Min-
derheit gegen demokratische Grundwerte wie Vielfältigkeit und Gleichwertigkeit (vgl. Zick 
und Küpper 2016, S. 15) stellt sich die Frage, ob und wie Schulen dazu beitragen können, 
diese Prozesse aufzuhalten oder umzukehren und inwieweit die getroffenen Maßnahmen 
Wirkung zeigen oder warum es so schwierig ist, demokratiepädagogische Prozesse in den 
schulischen Alltag zu integrieren (vgl. Kapitel 2.2.2.1).
In dieser Arbeit wird dafür ein Weg eingeschlagen, der die Erfahrungswelt in der Schule in 
den Fokus stellt. In der induktiven Auseinandersetzung mit den erhobenen Daten und Ma-
terialien wurde deutlich, dass in der konkreten Wahrnehmung der jeweiligen Lebenspraxis 
von Angehörigen verschiedener Statusgruppen innerhalb der Schule differente Strukturen 
und Muster sichtbar werden können. In ihrer jeweiligen Spezifik geben sie sowohl Hinweise 
auf die zugrunde liegenden Strukturprobleme als auch einen tieferen Einblick in von außen 
kaum wahrnehmbare und damit schwer messbare Mechanismen und Prozesse. Die Vorge-
hensweise in diesem Forschungsvorhaben ist dementsprechend konsequent induktiv. Ziel 
ist es, den Blick auf das Material nicht schon von vorgängigen Theorien allzu stark zu präfi-
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gurieren, sondern strikt gegenstandsorientiert eine Theoriebildung zu betreiben. Um die in 
den Materialien sichtbar werdenden Brüche und Differenzen zu fokussieren, wurde mit der 
Methode der Objektiven Hermeneutik das Besondere der jeweiligen Schule auf der Folie des 
darin ebenfalls sichtbar werdenden Allgemeinen der konkreten Praxis in der Schule rekons-
truiert. Die in Argumentationsmustern kontrastierten Fälle verweisen somit sowohl auf die 
jeweiligen Strukturen der Schule, auf die konkreten Erfahrungen mit Schülerpartizipation 
und ihre eventuellen Nebeneffekte als auch auf die Frage nach Bedingungen einer wirksamen 
Erziehung zur Demokratie. 
Dem explizit materialfokussierten Blick der Arbeit entsprechend, findet sich auch in der 
Darstellung der Arbeit zunächst eine Reflexion über das methodische Vorgehen und dessen 
paradigmatische Prämissen. 
Im zweiten Kapitel werden, im Sinne einer Transparenz des theoretischen Vorwissens, de-
mokratiepädagogische Grundlagen und Problemstellungen ausgearbeitet, auf deren Basis der 
Leitfaden für die analysierten Interviews entwickelt wurde. 
Die Prinzipien der Objektiven Hermeneutik werden als methodologische Basis der Argu-
mentationsmusteranalyse deren Darstellung vorangestellt. Das dritte Kapitel schließt ab mit 
der Explikation des rekonstruktiven Vorgehens.
Im Anschluss (Kapitel 4) folgt die Darstellung des Vorgehens bei der Erhebung, Rekonst-
ruktion und Auswertung der Daten sowie eine Zusammenfassung der Rekonstruktionen der 
einzelnen Fälle als Basis der anschließend herausgearbeiteten und explizierten Argumentati-
onsmuster. 
Der Vergleich der gefundenen Muster, auch in Anbindung an verschiedene theoretische 
Sichtweisen auf das Phänomen der Partizipation von Schülerinnen und Schülern, erfolgt im 
fünften Kapitel. 
Den Abschluss der Arbeit bilden die Schlussfolgerungen und ein praxis- wie forschungsbe-
zogener Ausblick. 

1.1  Die Struktur dieser Arbeit und ihre methodologischen Ursprünge

Im Jahr 2008 wurde die erste Idee des Forschungsprozesses dieser Qualifikationsarbeit ent-
wickelt. In einer längsschnittlichen Fragebogenerhebung sollten zu zwei Messzeitpunkten 
einige Elemente des Syndroms Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit (Kapitel 2.1) bei 
Schülerinnen und Schülern der gymnasialen Oberstufe an vier Schulen erhoben werden. Ziel 
war es, Entwicklungen in den Einstellungen zu gesellschaftlichen Gruppen in einem Zeit-
raum von zwei Jahren zu messen und zugleich Aspekte von Partizipation, Kommunikation 
und Umgangsformen in der Schule zu erheben. Daraus sollte sichtbar werden, ob und inwie-
fern diese Parameter sich auf die Entwicklung von Einstellungen auswirken (können). Ergän-
zend wurden zu beiden Messzeitpunkten an jeder Schule drei Interviews geführt, jeweils mit 
einer Schülersprecherin1 oder einem Schülersprecher, einer Vertrauens-, Verbindungs- oder 

1	 Die Begriffe Schülervertreterin oder Schülervertreter und Schülersprecherin oder Schülersprecher sowie Schüler-
partizipation stellen zwar eine genderbezogene Ungleichbehandlung der weiblichen Personen die auch vertreten 
werden dar, werden in dieser Arbeit jedoch zur Wahrung der Lesbarkeit nicht (doppelt) gegendert und meinen 
die Vertretung bzw. Partizipation von Schülerinnen und Schülern gleichermaßen.
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SV-Lehrkraft2 und einem Schulleitungsmitglied3. Die Interviews sollten dazu beitragen, die 
kontextuelle Einbettung der Erfahrungen und Entwicklungen der Schülerinnen und Schüler, 
die im Fragebogen gemessen wurden, zu präzisieren. Dies erschien besonders im Hinblick 
darauf sinnvoll, dass ein Teil der Schulen erst mit dem 11. bzw. 10. Jahrgang4 beginnt und 
dementsprechend anzunehmen ist, dass schulische Strukturen nicht sofort von den Schüle-
rinnen und Schülern wahrgenommen werden5.
Nachdem die Erhebungen und Interviews in den Jahren 2010 und 2012 stattgefunden hat-
ten und die Interviews alle abgeschlossen waren, fand ein genauerer Einblick in das Daten-
material statt. Während die Interviews Hinweise auf deutliche Unterschiede in der konkreten 
Praxis zeigten, stellte sich bei einer ersten Übersicht über die Fragebogendaten heraus, dass 
die Stichprobe im Längsschnitt in zwei der vier Schulen sehr gering ausgefallen war, sodass 
die ursprüngliche Vorgehensweise nur stark modifiziert hätte umgesetzt werden können. So 
lag die Entscheidung nah, die Interviews in den Fokus der Auswertung zu stellen. 
Mit dieser Entscheidung ging eine forschungsmethodische und -paradigmatische Neuaus-
richtung des Projekts einher. Der ursprünglich quantitativ und längsschnittlich angelegte 
Ansatz wurde in Richtung einer fallfokussierenden, qualitativen und induktiven Vorgehens-
weise modifiziert, um den bereits auf den ersten Blick sichtbar werdenden Diskrepanzen im 
Material auf den Grund gehen zu können. 
Damit liegt dieser Arbeit ein induktiver Forschungsprozess zugrunde, der in seiner Vorge-
hensweise und den dadurch bedingten Ablaufschritten von der Struktur klassischer, falsifi-
kationsbezogener Forschungsprozesse abweicht. Er lehnt sich damit an die paradigmatische 
Tradition der Grounded-Theory-Methodologie (GTM) an, indem die Daten als Wirklich-
keit fokussiert und nicht einer theoretischen Ausrichtung geschuldet ausgewählt werden. 
Folgende Prinzipien der GTM stellen das grundlegende Forschungsverständnis dieser Arbeit 
dar: (i) induktive Perspektive auf die Wirklichkeit, (ii) Reduktion und Reflexion von Vorwis-
sen sowie (iii) Praxisrelevanz der gewonnenen Erkenntnisse. Sie werden im folgenden Kapitel 
herausgearbeitet. 
Die Argumentationsmusteranalyse wurde schließlich als Auswertungsmethode gewählt, weil 
sie mit dem Fokus des objektiv-hermeneutischen Vorgehens auf die implizite Ebene und 
damit auf die grundlegenden Strukturen dem Material am angemessensten ist und zugleich 
ermöglicht, personenübergreifende, institutionsbezogene Muster sichtbar zu machen (Hein-
rich 2007, S. 228f.). Es wird 

„[…] im Datenmaterial nach wiederkehrenden Argumenten bzw. Argumentationsfiguren Ausschau 
gehalten, deren strukturelle Verankertheit oder wiederholte Reproduktion in der sozialen Praxis 
dann nur noch schwer als „rein zufällig“ plausibilisierbar ist. Angesichts der Unwahrscheinlichkeit 
solcher Kontingenz kann dann – zumindest ex negativo – begründet vermutet werden, dass diese 
Reproduktionen sozialer Praxis im Text durch strukturell bedingte Argumentationsmuster evoziert 

2	 Im Folgenden SV-Lehrerin bzw. -Lehrer genannt
3	 An Schule B fanden keine Interviews mit dem Schulleiter statt, da dieser aus Termingründen nicht für Gespräche 

zur Verfügung stand.
4	 In den Jahren 2010 – 2013 gab es einen sogenannten „Doppeljahrgang“ in der gymnasialen Oberstufe in NRW. 

Durch die Schulreform zu G8 waren im Schuljahr 2010/2011 sowohl die 10. Klassen als auch die 11. Klassen an 
Gymnasien in der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe. Aus diesem Grund wurden an den untersuchten 
Gymnasien beide Jahrgänge erhoben.

5	 In der Schule B ist die Sekundarstufe II räumlich und zum Großteil auch organisatorisch von der Sekundarstufe 
I getrennt. In der Sekundarstufe II sind die Schülerinnen und Schüler dann mit den etwas anders gestalteten 
Strukturen zunächst unter Umständen nicht so vertraut.
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werden, d.h. bspw. innerpädagogische oder organisational verankerte Strukturen eine Wiederkehr 
dieser Argumente bedingen“ (Heinrich 2015, S. 783). 

Im Folgenden werden die paradigmatischen Aspekte der GTM ausgeführt, die dieser Arbeit 
zu Grunde liegen.

1.1.1  Paradigmatische Anlehnung an die Grounded-Theory-Methodologie: 
Die Wirklichkeit als Ausgangspunkt

Die Herangehensweise der GTM, wie auch die der Objektiven Hermeneutik, macht eine 
paradigmatisch andere Betrachtung der Wirklichkeit möglich. Seit der Zeit der Entstehung 
und Entwicklung der genannten Forschungsmethoden ist ihre Sicht auf die Realität als eine 
Abgrenzung gegen und Alternative zu der nach wie vor vorherrschenden Fokussierung auf 
quantitative, „hypothetiko-deduktive“ Methoden zu verstehen (vgl. Mey und Mruck 2011, 
S. 11; Oevermann 2002, S. 1). Mit der grundlegenden Forschungsausrichtung der GTM, in 
den Daten neue Theorien zu entdecken und nicht nur vorhandene Theorien zu überprüfen 
(vgl. Mey und Mruck 2011, S. 15), wird eine veränderte, uneingeschränkte Betrachtung der 
Wirklichkeit möglich. Verbreitung und Relevanz qualitativer Methoden, insbesondere der 
GTM, die explizit auf Theorieentdeckung aus den Daten heraus fokussiert, verweisen auf den 
vorhandenen Bedarf für diese Herangehensweisen:

„Mittlerweile wird aber zunehmend erkannt, dass in Zeiten gesellschaftlichen Wandels und von 
Globalisierung quantitative Verfahren nicht reichen, weil sie per Definition nur erfassen, was an 
prüfbarem theoretischen Vorwissen und daraus abgeleiteten Hypothesen bereits existiert“ (ebd., 
S. 11).

Die von Barney G. Glaser und Anselm L. Strauss in den 1960er Jahren entwickelte GTM 
versteht sich als wissenschaftliches Vorgehen, das eine „regelgeleitete, kontrollierte und prüf-
bare ‚Entdeckung‘ von Theorie aus Daten/Empirie“ (ebd.) möglich macht und zum Ziel hat. 
Dafür setzt sie auf ein Wechselspiel zwischen den analysierten Daten und der sogenannten 
„theoretischen Sensibilität“ der Forschenden (vgl. ebd., S. 15). Je nach Ausrichtung der Me-
thode6 beinhaltet diese Sensibilität nur die schon vorhandenen Kenntnisse und Erfahrungen 
der Forscherin oder des Forschers, oder darüber hinaus auch deren Anregung und Erwei-
terung durch entsprechende Literaturrezeption (vgl. ebd., S. 31). Das Vorwissen darf aber 
nicht dazu führen, dass die entwickelte Theorie dahingehend forciert wird, dass sie dem 
Vorwissen möglichst entspricht. Das angemessene Maß an Vorwissen für die Qualität der 
entwickelten Theorie wurde von Glaser und Strauss kontrovers diskutiert und stellt immer 
noch ein wichtiges Thema in der mit GTM befassten Forschungsgemeinschaft dar (vgl. ebd., 
S. 31f.). Die Ursache der Bedeutsamkeit dieses Aspekts liegt darin, dass ein wichtiges Qua-
litätskriterium einer solchen Theorie darin liegt, dass sie möglichst gut zu den Daten passen 
soll und nicht umgekehrt die Daten der schon vorher aufgestellten Hypothese angepasst 
werden (vgl. ebd., S. 15). Ein rein induktives Vorgehen ist in den allermeisten Fällen nicht 
möglich, weil Vorwissen immer vorhanden ist. Daher muss die Bedeutung des Vorwissens 
für den Forschungsprozess reflektiert und kontrolliert werden, um zu verhindern, „dass die 
Gewinnung neuer Einsichten aus dem empirischen Material dadurch eingeschränkt wird“ 
(Strübing 2008, S. 58).

6	 Zur methodologischen Kontroverse zwischen Barney G. Glaser und Anselm L. Strauss vgl. Mey und Mruck 2011; 
Strübing 2008.



| 17Die Struktur dieser Arbeit und ihre methodologischen Ursprünge

Das Forschungsprinzip der GTM orientiert sich explizit und nah an den Akteuren und der 
Alltagspraxis, in der sie agieren (vgl. Mey und Mruck 2011, S. 14). Dementsprechend be-
ziehen sich die Qualitätskriterien für die entwickelte Theorie auch explizit auf das Hand-
lungsfeld, dem die analysierten Daten entstammen: Sie soll möglichst passend sein („fit“), 
Bedeutung für die Praxis haben („relevance“) und ihre Funktion bei der Erfassung und Klä-
rung des Kerns der Handlungen im Untersuchungsfeld erfüllen („workability“) (vgl. ebd., 
S. 30). Praxistauglichkeit als Kriterium der Qualität der Erkenntnisse bedeutet dann, ganz im 
Sinne des Pragmatismus, dass sie dazu beitragen müssen, Routinen im praktischen Handeln 
zu modifizieren, sodass sie verbessert wieder aufgenommen werden können (vgl. Strübing 
2008, S. 86).
Die hier dargestellten Prinzipien (i) induktive Perspektive auf die Wirklichkeit, (ii) Reduk-
tion und Reflexion von Vorwissen sowie (iii) Praxisrelevanz der gewonnenen Erkenntnisse 
prägen die in dieser Arbeit gestellten Fragen und bestimmen die Entscheidungen für das 
Vorgehen, das im Folgenden vorgestellt werden soll.

1.1.2  Fragen aus den Daten und das Ziel der Arbeit: Die Theorie vom Fall
Nachdem die Interviews in den Forschungsfokus genommen worden waren, wurden in ei-
nem ersten Zugriff Verläufe erstellt, die einen Überblick über die Inhalte des Interviews ge-
ben (vgl. Oevermann 2000, S. 98). Dabei wurde schnell deutlich, dass sich die Antworten der 
Befragten, auch über die Schulen hinweg, in manchen Fragebereichen kaum unterschieden, 
wohingegen sie in anderen sehr stark kontrastierten. Dieses Phänomen warf die ersten Fragen 
auf, die auch die Auswahl der Methode bedingten:
 – Warum unterscheiden sich die Darstellungen zwischen den Schulen hinsichtlich der Ein-

flussmöglichkeiten der Schülerinnen und Schüler und der Wahrnehmung von Engage-
ment in der Schülervertretung durch die anderen Beteiligten?

 – Ist dieser Unterschied zwischen den Schulen inhaltlich prägnanter als zwischen den befrag-
ten Statusgruppen (Schülerinnen und Schüler vs. Lehrkräfte)? 

 – Welche Muster und Strukturen lösen diese Unterschiede aus? 
 – Welche Auswirkungen auf die Wirksamkeit demokratischer Lernprozesse in der Schule 

haben sie? 

Um diese aus der Betrachtung der Wirklichkeit aufgeworfenen Fragen direkt am Material be-
arbeiten zu können, wurde eine Methode gewählt, mit der Strukturen und Verarbeitungswei-
sen sichtbar werden können. Die Methode der Objektiven Hermeneutik fokussiert die hinter 
den Äußerungen und Handlungen der Individuen liegenden strukturellen Bedingungen und 
Prozesse und kann sie daher zu Tage fördern. Um den Vergleich verschiedener Institutionen 
zu ermöglichen, wird zudem nicht nur auf der individuellen Verarbeitungsebene verblieben, 
sondern jene institutionell unterschiedlichen Argumentationsmuster werden herausgearbei-
tet, die auf die jeweilig unterschiedlichen Strukturen und Prozesse verweisen (vgl. Kapitel 
3.2). 
Angesichts der in den Daten erkennbar werdenden Kontraste ist das Ziel dieser Arbeit also, 
einen expliziten und konkreten Blick auf die Lebenspraxis der Individuen in den jeweiligen 
Institutionen einzunehmen und darüber die Hindernisse und Schwierigkeiten in den Routi-
nen sichtbar zu machen, damit sie – ganz im Sinne der oben genannten Praxisrelevanz – be-
arbeitet werden können. Eine übergreifende Theorie soll dabei nicht entstehen, da dies auch 
nicht das methodologische Ziel der Objektiven Hermeneutik ist. Vielmehr soll anhand der 
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Fallstrukturhypothese, beziehungsweise in dieser Arbeit anhand der Argumentationsmuster, 
als eine „Theorie vom Fall“ (Dietrich 2013, S. 168) die Lebenspraxis nachvollzogen werden 
können und das gewonnene Verständnis der konkreten Praxis auf schon vorhandene theore-
tische Konzepte bezogen und mit ihnen abgeglichen werden. 
Es erfolgt nun die Darstellung des theoretischen Ausgangspunktes des Forschungsvorhabens 
und eine Darstellung des für die Entwicklung des verwendeten Interviewleitfadens relevan-
ten theoretischen Vorwissens der Forscherin. 
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2  Theoretische Grundlegungen

2.1  Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit –  
der theoretische Ausgangspunkt des Projekts

Mit der ursprünglichen Anlage des Projekts sollte die Entwicklung von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit in der gymnasialen Oberstufe untersucht werden. Wie oben darge-
stellt, sah das Untersuchungsdesign eine längsschnittlich angelegte Fragebogenerhebung vor, 
in der jeweils ein Jahrgang zu Beginn und zwei Jahre später am Ende seiner Oberstufenlauf-
bahn untersucht werden sollte. An vier Schulen in Nordrhein-Westfalen wurde dazu jeweils 
der gesamte Jahrgang in der Eingangsphase der Oberstufe (10. bzw. 11. Jahrgang im Jahr 
2010) und erneut in Q2 (12. bzw. 13. Jahrgang im Jahr 2012) erhoben. Der Fragebogen 
enthielt teilweise modifizierte Items eines Fragebogens, der in den Jahren 2002 bis 2012 
vom Institut für interdisziplinäre Gewaltforschung (IKG) an der Universität Bielefeld unter 
Leitung von Prof. Dr. Wilhelm Heitmeyer und unter Mitarbeit des aktuellen Leiters des 
IKG, Prof. Dr. Andreas Zick, verwendet wurde. Die großangelegte GMF-Längsschnittstudie 
untersuchte eine repräsentative Stichprobe von Bundesbürgern zu verschiedenen Formen 
und Ausprägungen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit (zur Übersicht vgl. Heitmey-
er 2011) und zeigte damit die „Deutschen Zustände“, wie auch der Titel der dazugehörigen 
Publikation lautete, auf. 
Daran anknüpfend war die ursprüngliche These dieses Projekts, dass Jugendliche in der Le-
bens- und Entwicklungsphase, in der sie sich im letzten Abschnitt ihrer Schulausbildung be-
finden, besonders offen für schulische Einflüsse hinsichtlich der Meinungsbildung sind und 
Veränderungen in den Einstellungen dementsprechend auf die Kultur der jeweiligen Schule 
und die dort erfahrenen Formen von Partizipation und Teilhabe bezogen werden können. 
Um diese beiden Aspekte zu erheben, wurden nicht nur entsprechende Items in den Fragebo-
gen aufgenommen, sondern auch Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern der Schulen 
geführt, in denen die konstanten, aber für den einzelnen Schüler und die einzelne Schülerin 
möglichweise wenig sichtbaren Rahmenbedingungen der Partizipation erfragt wurden. 
Diese Annahme fußte auf einem Verständnis von Demokratiepädagogik, das Erfahrungen 
von Mitgestaltungmöglichkeiten und institutioneller Partizipation als Grundlage der Ent-
wicklung einer demokratischen Haltung ansah. Auf ihrer Basis wurde der Leitfaden für die 
analysierten Interviews entwickelt. Dies wird im folgenden Kapitel (2.2) vorgestellt. 
In der Aufarbeitung der Grundlagen und Erfahrungen mit der Erziehung zur Demokratie 
werden aber auch die Grenzen und Probleme dieses Aufgabenbereichs von schulischer Päda-
gogik sichtbar. Diese werden in Unterkapitel 2.2.2 herausgearbeitet. 
Die Forschung zu Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit wurde in den letzten Jahren 
weitergeführt und in der Dynamik neuer gesellschaftlicher Herausforderungen kamen neue 
politische Tendenzen und demokratiebezogene Problemlagen zum Tragen, die zum Zeit-
punkt der Erhebungen für diese Arbeit nicht antizipierbar waren. Diese verweisen auf einen 
ungebrochenen, weiter wachsenden Bedarf an demokratischen Kompetenzen und zivilgesell-
schaftlichem Engagement. So stellen zum Beispiel die wachsende Ablehnung eines kleinen 
Teils der Bevölkerung Deutschlands von fremden und insbesondere muslimischen Einflüs-
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sen, eine immer stärkere Spaltung der gesellschaftlichen Mitte und die Auseinandersetzung 
mit massiv undemokratischen Haltungen und Verhaltensweisen von Rechtspopulisten, die 
inzwischen im Bundestag sitzen, ein deutliches Risiko und eine Herausforderung für die 
demokratische Staats- und Gesellschaftsform dar (vgl. Zick 2016, 203f.; Hahn et al. 2015, 
S. 8). Und auch wenn „die Mehrheit entgegen einiger Bekundungen nach wie vor und ex-
plizit demokratische Grundwerte vertritt“ (Zick und Küpper 2016, S. 15), ist besonders die 
Frage der Vermittlung der Gleichwertigkeit von Gruppen und Personen in der Bevölkerung 
auch eine weiterhin relevante Aufgabe, nicht nur für das deutsche Bildungssystem (vgl. Zick 
2016, S. 216; Beutel et al. 2012, S. 36).

2.2  Demokratiepädagogik

In diesem Kapitel werden die begrifflichen und theoretischen Grundlagen der Demokra-
tiepädagogik ausgeführt, die als Basis für die Entwicklung des Leitfadens für die Interviews 
dienten, die in dieser Arbeit ausgewertet werden.

2.2.1  Grundlagen und Begriffe
2.2.1.1  Historisches
Demokratiepädagogik oder auch Erziehung zur Demokratie stellt eine erziehungswissen-
schaftliche Ausrichtung dar, die in Auseinandersetzung mit und in Abgrenzung zur politi-
schen Bildung entwickelt wurde. Letztere sieht ihre Aufgabe traditionell eher darin, Politik 
fachwissenschaftlich aufzubereiten, das heißt, Inhalte und Konzepte für den Unterricht so-
wie die Gestaltung der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung zu entwickeln (vgl. Beutel et 
al. 2012, S. 24). Das primäre Ziel war es, Wissen über politische Strukturen, Prozesse und 
Konzepte zu vermitteln, um so zur politischen Urteilsbildung zu befähigen (vgl. Reinhardt 
2007, S. 142).
In den 1990er und 2000er Jahren traten in Deutschland zunehmend gesellschaftliche Krisen-
symptome zu Tage, die deutlich machten, dass Wissen über Demokratie und ihre Funktion 
nicht zwangsläufig bedeutet, demokratische Grundwerte auch wertzuschätzen und umsetzen 
zu können (vgl. Edelstein 2012, S. 39). Die Demokratiepädagogik suchte daher neue Wege, 
demokratiebezogene Kompetenzen zu vermitteln. Damit reagierten 

„[…] die Fachdebatten auf weitreichende gesellschaftliche Veränderungen, zu denen der gesamte 
Umkreis wachsender Gewaltbereitschaft, der Fremdenfeindlichkeit, des Rechtsextremismus und 
Antisemitismus ebenso gehören, wie die vielfältigen Folgen und Erscheinungsformen der Globa-
lisierung mit ihren tiefgreifenden Auswirkungen auf Politik und Demokratie“ (Beutel und Fauser 
2007, S. 7).

Sie zielte dabei auf „die Klärung, Organisation und Verbesserung […] [der] Praxis mit Hilfe 
professioneller Arbeit und Expertise. ‚Demokratiepädagogik‘ ist so gesehen also ein Integ-
rations- und Sammelbegriff für alle Bemühungen, Demokratie-Lernen zu fördern“ (Fauser 
2007, S. 33). Dabei wurde ein kompetenzbasiertes Lernverständnis angelegt, das auf Erfah-
rungslernen fokussiert (vgl. Beutel et al. 2012, S. 24) und insbesondere das Handeln und die 
Bildung von Vorstellungen betont. Demokratische Handlungskompetenz beinhaltet dem-
nach problemlösungsorientiertes und anwendungsbereites Wissen, kritische Urteilsfähigkeit 
und eine prodemokratische Einstellung (vgl. Fauser 2007, S. 33). 
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Während die politische Bildung lange Zeit Demokratie als Herrschafts- und Regierungsform 
aufgefasst und dementsprechend „Institutionenkunde“ (Himmelmann 2005, S. 25) betrie-
ben hat, wird Demokratie in der Demokratiepädagogik umfassender auch noch als Gesell-
schafts- und Lebensformform verstanden und sie hat zum Ziel, Konzepte zu entwickeln, die 
abseits von der ‚großen‘ Politik und ihren abstrakten Prozessen demokratische Grundwerte 
wie Gleichheit, Autonomie und Solidarität an Kinder und Jugendliche vermitteln, sie so an 
eine entsprechende Haltung heranführen und die Bereitschaft wecken, an der Gestaltung ge-
sellschaftlicher Prozesse mitzuwirken (vgl. Edelstein 2010, S. 69). „Das Empowerment Heran-
wachsender wird nach dieser Vorstellung also nicht dem politischen Fachunterricht überant-
wortet, sondern als Aufgabe der ganzen Schule betrachtet.“ (Hahn et al. 2015, S. 9)
Vertreterinnen und Vertreter der Demokratiepädagogik setzten sich auch mit den Vorstel-
lungen und Konzepten auseinander, die – insbesondere von Reformpädagogen – zu unter-
schiedlichen Zeiten und an unterschiedlichen Orten entwickelt und erprobt wurden (über-
blicksartig vgl. Weyers 2015).
Deweys Idee einer „Demokratie als Lebensform“ (vgl. ebd., 24f.; DeGeDe 2005, S. 1), die 
sich damit insbesondere auf das konkrete, praktische und alltägliche Zusammenleben der 
Menschen in einer Gemeinschaft bezieht, eröffnete die Möglichkeit der Schule als pädago-
gisch gestaltetem Erfahrungsraum (vgl. Beutel et al. 2012, S. 21), der aber auch als Wissens-
vermittler relevant bleibt, da reine Erfahrung ebenso nicht ausreichend ist wie reine Wissens-
vermittlung im Sinne politischer Bildung (vgl. Buhl et al. 2013, 209f.). 
Diese neue Strömung führte zu einer zeitweise geradezu scharfen Auseinandersetzung zwi-
schen den Vertreterinnen und Vertretern der Politischen Bildung und der neuen Demokra-
tiepädagogik (vgl. Beutel et al. 2012, 22f.; Fauser 2007; Himmelmann 2007; Sander 2007). 

2.2.1.2  Demokratie und Partizipation
Die Begriffe Demokratie und Partizipation sind zentral für die Konzepte der Demokratiepä-
dagogik. Folgt man der Idee, dass demokratiebezogene Kompetenzen notwendig sind, um an 
demokratischen Prozessen teilhaben zu können, sind Partizipationsfähigkeit und idealerweise 
auch entsprechende Erfahrungen wichtige Voraussetzungen dafür (vgl. Veith 2013, S. 180; 
Beutel et al. 2012, S. 35). 
In dieser Arbeit wird eine klare definitorische Trennung zwischen den Begriffen Demokratie 
und Partizipation vorgenommen, auch wenn sie im Kontext mit Schule häufig fast schon 
synonym verwendet werden (vgl. Moldenhauer 2015, S. 5). Denn einerseits ist es faktisch 
nicht möglich, in einer Schule echte demokratische Verhältnisse herzustellen (vgl. Kapitel 
2.2.2) und zum anderen muss Partizipation nicht immer politisch gehaltvoll (vgl. Reinhardt 
2013, S. 59) oder per se demokratisch sein. Anna Klein und Michael Müller (2016) werfen in 
ihrer Auswertung der Daten der Mitte-Studie1 der Friedrich-Ebert-Stiftung die Frage auf, ob 
„zivilgesellschaftliche Partizipation immer demokratieförderlich beziehungsweise Ausdruck 
einer demokratisch gesinnten Zivilgesellschaft ist“ (ebd., S. 185). So geht beispielsweise eine 
hohe Bereitschaft zur Teilnahme an Protestveranstaltungen gegen Zuwanderung mit einem 
Misstrauen gegenüber der Demokratie sowie mit Gewaltbereitschaft beziehungsweise -billi-
gung einher (vgl. ebd., S. 194). Eine verhältnismäßig kleine Gruppe gewaltbereiter Personen 

1	 Die „Mitte-Studie“ der Friedrich-Ebert-Stiftung hat 2006 bis 2012 unter anderem rechtsextreme Einstellungen 
in Kooperation mit der Universität Leipzig erhoben (vgl. Krause und Faulbaum 2016, S. 23). Seit 2014 ist sie mit 
der GMF-Studie des IKG verbunden und führt die Studie mit dem Fragebogen der Langzeitstudie zu GMF in 
zweijährigem Rhythmus weiter (vgl. Zick und Küpper 2016, S. 19).
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mit antidemokratischen Einstellungen nutzt also klassische Partizipationsformen der Demo-
kratie, ohne die ihr inhärenten Haltungen und Werte zu teilen (vgl. Zick und Küpper 2016, 
S. 17).
Demokratie wird in dieser Arbeit als eine „Herrschaftsform, die politische Gleichheit und 
Autonomie voraussetzt“ (Weyers 2015, S. 23), verstanden. Sie soll, wie die Wortherkunft2 
verdeutlicht, eine Herrschaft des Volkes sein, in der die Mitglieder einer Gruppe oder eines 
Volkes Entscheidungen gemeinsam aushandeln und in der prinzipiell jede und jeder Einfluss 
auf die Entscheidungen nehmen kann. Damit hat sie eine wichtige Funktion bei der Verwirk-
lichung von Menschenrechten (vgl. DeGeDe 2005, S. 1). 
In pädagogischen und insbesondere institutionellen Kontexten reicht es jedoch nicht aus, sie 
als Regierungsform mit Verfassungsanspruch zu verstehen, sondern sie stellt einen praktisch 
wirksamen Maßstab für Gemeinschaften, Verbände und auch Institutionen wie die Schule 
und deren Entwicklung und Gestaltung dar, weil sie als Gemeinschaftsform in diesen reali-
siert, also praktiziert und gelebt werden muss (vgl. ebd.). Das bedeutet, sie wird als Basis und 
Ausrichtung der sozialen Praxis zur Lebensform. Die Grundlage demokratischen Verhaltens 
stellen dabei „die auf gegenseitige Anerkennung beruhende Achtung und Solidarität zwischen 
Menschen unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Alter, ethnischer Zugehörigkeit, Religion 
und gesellschaftlichem Status“ dar (ebd.). Im schulischen Kontext sind die demokratischen 
Grundwerte Autonomie und Gleichheit allerdings nicht selbstverständlich für jede Person 
vorhanden und voraussetzbar, sondern sie müssen pädagogisch ermöglicht werden; „Demo-
kratie ist hier pädagogisch zu gestalten“ (Weyers 2015, S. 24). 
Partizipation3 wird verstanden als die Mitwirkung und Einflussnahme bei Prozessen und 
Entscheidungen. Sie ist, ähnlich wie Sozialisation, Bestandteil eines Prozesses, in dem ein 
Individuum sich als Teil mit einem Ganzen in Beziehung setzt. Partizipation fokussiert da-
bei besonders das individuelle Erleben des Subjektes, während Sozialisation eine eher gesell-
schaftsbezogene Perspektive auf diese Prozesse einnimmt (vgl. Moldenhauer 2015, S. 4).
In der pädagogischen Arbeit in Schulen kann Partizipation nach Edelstein (2010) dreifach 
wirksam werden. Indem über sie (i) Erfahrungen von Anerkennung, Selbstwirksamkeit und 
Verantwortungsübernahme in der Institution ermöglicht werden, wird aus der institutionel-
len Mitgliedschaft (ii) „die Mitwirkung in einer Solidargemeinschaft“ (ebd., S. 68). Dadurch 
wird (iii) eine dauerhafte Prägung derjenigen, die diese Erfahrungen machen, in Bezug auf 
ihr Handeln, ihre Orientierungen und ihren Habitus ermöglicht (vgl. ebd., S. 69).

2.2.2  Erziehung zur Demokratie?
Ausgangspunkt der Notwendigkeit einer Erziehung zur Demokratie ist das Verständnis, dass 
demokratische Verhältnisse darauf angewiesen sind, dass die nachwachsenden Generationen 
mit Ressourcen und Kompetenzen ausgestattet werden, die den sozio-moralischen und de-
mokratischen Bedarfen einer Demokratie angemessen sind (vgl. Weyers 2015, S. 21; Edel-
stein 2010, S. 65). Hierbei kommt der Schule eine wichtige Rolle zu (vgl. Edelstein 2010, 
S. 66; DeGeDe 2005, S. 1). So wird ihr in Deutschland „der Auftrag einer Erziehung zur 
Demokratie und zur Achtung der Menschenrechte zugewiesen“ (Weyers 2015, S. 21), was 
sich in den Verfassungen und Schulgesetzen der Bundesländer zeigt. 

2	 Demokratie (von altgriechisch δημοκρατία, deutsch Herrschaft des Staatsvolkes‘; von δῆμος dēmos „Staatsvolk“ 
und altgriechisch κρατός kratós „Gewalt“, „Macht“, „Herrschaft“)

3	 Partizipation (lat., Substantiv participatio aus lat., Substantiv pars: Teil und Verb capere: fangen, ergrei-fen, sich 
aneignen, nehmen.


